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Wichtige Hinweise:  

1. Der vorliegende Lösungsvorschlag ist unverbindlich. Es handelt sich nicht um die offizielle 

Lösung aus dem Prüfungstermin 2023/2024. 

2. Der Lösungsvorschlag geht vom Veranlagungszeitraum 2025 bzw. der Rechtslage aus, die 

gelten würde, wenn die Klausur im Jahr 2026 zu schreiben gewesen wäre. Der im 

Bundessteuerblatt veröffentlichte Klausurtext basiert auf der Rechtslage des Jahres 2023. 

3. Die im Lösungsvorschlag ausgeführte Bepunktung der Aufgaben dient allein 

Trainingszwecken. Es handelt sich nicht um die offizielle Punkteverteilung aus dem 

Prüfungstermin 2023/2024. 

 

 

Teil I: Einzelunternehmen Andreas Klein 
 

 

1.  Grundstück Industriestraße 9 
 

 

Bis zum 31.12.2021 war das Grundstück wegen der Vermietung an einen Dritten 
Privatvermögen; ein Wahlrecht zur Behandlung als gewillkürtes Betriebsvermögen 
(R 4.2 Abs. 9 Satz 1 EStR) wurde nicht ausgeübt. Ab dem 01.01.2022 dient das bebaute 
Grundstück eigenbetrieblichen Zwecken und ist notwendiges Betriebsvermögen (R 4.2 
Abs. 7 Satz 1 EStR). 
 
Der Grund und Boden ist gem. § 246 Abs. 1 Satz 1 HGB, § 5 Abs. 1 Satz 1, 1. Hs. EStG 
als nicht abnutzbarer Vermögensgegenstand/Wirtschaftsgut des Anlagevermögens 
gem. § 247 Abs. 2 HGB anzusetzen. Das Gebäude ist gem. § 246 Abs. 1 Satz 1 HGB, 
§ 5 Abs. 1 Satz 1, 1. Hs. EStG als abnutzbarer unbeweglicher 
Vermögensgegenstand/Wirtschaftsgut des Anlagevermögens gem. § 247 Abs. 2 HGB 
anzusetzen. 
 

1 

Die Bewertung der Einlage erfolgt handelsrechtlich mit dem Zeitwert. Der Einlagewert 
Grund und Boden beträgt 400.000 €, der des Gebäudes 700.000 €. (Beck'scher Bilanz-
Kommentar, 14. Auflage 2024, Rz. 155 zu § 247 HGB). 
 
Die Einlage erfolgt gem. § 6 Abs. 1 Nr. 5 Satz 1, 1. Hs. EStG mit dem Teilwert. § 6 Abs. 1 
Nr. 5 Satz 1, 2. Hs. Buchst. a EStG ist nicht einschlägig, da die Anschaffung nicht 
innerhalb der letzten drei Jahre vor der Einlage erfolgte. Der Einlagewert Grund und 
Boden beträgt 400.000 €, der des Gebäudes 700.000 €. 
 

1 

Korrekturbuchungssatz: 
„Alle Bereiche“ 

Grund und Boden 200.000 € an Gebäude Büro 100.000 € 

   Privateinlage 100.000 € 
 

1 

 
Handelsrechtlich erfolgt grundsätzlich eine planmäßige Abschreibung gem. § 253 Abs. 3 
Sätze 1 und 2 HGB über die voraussichtliche Nutzungsdauer. In der Steuerbilanz 
bestimmt sich die Bemessungsgrundlage für die AfA des Gebäudes gem. § 5 Abs. 6 
EStG nach § 7 Abs. 1 Satz 5 EStG, da dieses nach einer Verwendung zur Erzielung von 
Einkünften aus V+V gem. § 21 EStG i. V. m. § 2 Abs. 1 Nr. 6 EStG eingelegt wurde. Die 
AfA wird nach den fortgeführten Herstellungskosten bemessen, weil der Einlagewert in 
Höhe von 700.000 € geringer ist als die historischen Herstellungskosten in Höhe von 
800.000 €, jedoch höher als die fortgeführten Herstellungskosten in Höhe von 330.000 €. 

1 
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Ermittlung der fortgeführten Herstellungskosten 

Herstellungskosten 2005  800.000 € 

./. AfA 2005–2012 (8 × 5 %)  ./.  320.000 € 

./. AfA 2013–2018 (6 × 2,5 %)  ./.  120.000 € 

./. AfA 2019–2021 (3 × 1,25 %)  ./.    30.000 € 

= Fortgeführte Herstellungskosten  330.000 € 

 
Die Bemessungsgrundlage für die AfA des Gebäudes im Betriebsvermögen beträgt 
somit 330.000 €.  
 
Da K denselben Wertansatz in Handels- und Steuerbilanz wünscht, wird die steuerliche 
AfA auch handelsrechtlich angesetzt. 

1 

 
In der Handelsbilanz erfolgt eine planmäßige Abschreibung gem. § 253 Abs. 3 Sätze 1 
und 2 HGB und in der Steuerbilanz eine AfA gem. § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 EStG mit 3 %; 
da K denselben Wertansatz in Handels- und Steuerbilanz wünscht, wird die steuerliche 
AfA auch handelsrechtlich angesetzt. Beim eigenbetrieblich genutzten Teil handelt es 
sich um notwendiges Betriebsvermögen, da der Gebäudeteil Büro und Lager 
ausschließlich und unmittelbar eigenbetrieblichen Zwecken dient (R 4.2 Abs. 7 Satz 1 
EStR). 

 
Einlagewert  700.000 € 

./. AfA (3 % von 330.000 €)  ./.       9.900 € 

Wertansatz 31.12.2022  690.100 € 
 

2 

 
Korrekturbuchungssatz: 
„Alle Bereiche“ 

Gebäude Büro 14.100 € an Abschreibung Büro 14.100 € 
 

1 

 
Die aufgestockte Wohnung ist aufgrund des abweichenden Nutzungs- und 
Funktionszusammenhangs ein selbstständiger Vermögensgegenstand bzw. 
Wirtschaftsgut (R 4.2 Abs. 3 Satz 3 Nr. 5 EStR i. V. m. R 4.2 Abs. 4 Satz 1 EStR). Somit 
handelt es sich nicht um nachträgliche Herstellungskosten, sondern um 
Herstellungskosten eines neuen Wirtschaftsguts. Wegen der Vermietung zu fremden 
Wohnzwecken kann die Wohnung als gewillkürtes Betriebsvermögen behandelt werden 
R 4.2 Abs. 9 Satz 1 EStR. K hat das Wahlrecht durch den Widmungsakt der Einbuchung 
ausgeübt (H 4.2 Abs. 1 „Gewillkürtes Betriebsvermögen“ 3. Spiegelstrich EStH). Diese 
ist gem. § 246 Abs. 1 Satz 1 HGB, § 5 Abs. 1 Satz 1, 1. Hs. EStG als unbeweglicher 
abnutzbarer Vermögensgegenstand bzw. Wirtschaftsgut des Anlagevermögens gem. 
§ 247 Abs. 2 HGB anzusetzen. 

 

1 

Die Bewertung erfolgt in der Handelsbilanz gem. § 253 Abs. 1 Satz 1 HGB mit den 
Herstellungskosten gem. § 255 Abs. 2 HGB und in der Steuerbilanz gem. §§ 5 Abs. 1 
Satz 1, 1. Hs., 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 EStG mit den Herstellungskosten. Die Umsatzsteuer 
gehört gem. § 9b Abs. 1 EStG zu den Herstellungskosten, da sie wegen § 15 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 i. V. m. § 4 Nr. 12 Satz 1 Buchst. a UStG nicht als Vorsteuer abziehbar ist. 
Eine Option gem. § 9 Abs. 1 UStG scheidet aus, da nicht an einen Unternehmer für sein 
Unternehmen vermietet wird. Die Herstellungskosten betragen 297.500 € (250.000 € 
zzgl. 47.500 € USt). 

 

1 

In der Handelsbilanz erfolgt die Abschreibung gem. § 253 Abs. 3 Satz 1 und 2 HGB und 
in der Steuerbilanz gem. § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b EStG i. V. m. § 7 Abs. 1 Satz 4 
EStG zeitanteilig in Höhe von 2 % x 2/12 x 297.500 € = 992 €.  

 

1 
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Hinweis: 
(Rechtsstand 2026): Die Wohnung wurde am 30.11.2022 und damit vor dem 01.01.2023 
fertiggestellt. Nach Neufassung des § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 EStG durch das JStG 2022 
(Wirkung ab 01.01.2023) ist daher Buchst. b einschlägig (2 % für nach 31.12.1924 und 
vor 01.01.2023 fertiggestellte Wohngebäude). Buchst. a regelt nunmehr 3 % für nach 
31.12.2022 fertiggestellte Wohngebäude. 
 

 

Die Voraussetzungen für die Sonderabschreibung nach § 7b EStG sind erfüllt. 
Begünstigte Investition ist die Herstellung der neuen Wohnung zur entgeltlichen 
Vermietung zu fremden Wohnzwecken. 
 
Handelsrechtlich ist die Sonderabschreibung nicht zulässig. Das steuerliche Wahlrecht 
kann gem. § 5 Abs. 1 Satz 1, 2. Hs. EStG unabhängig vom Wertansatz in der 
Handelsbilanz ausgeübt werden. Da ein möglichst niedriger steuerlicher Gewinn 
gewünscht ist, wird die Sonderabschreibung in der Steuerbilanz in Anspruch genommen. 

 

1 

Die Voraussetzungen des § 7b EStG sind erfüllt. Der Bauantrag wurde nach dem 
31.08.2018 und vor dem 01.01.2022 gestellt gem. § 7b Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EStG. Die 
Baukostenobergrenze gem. § 7b Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 EStG (3.000 € je m²) ist eingehalten 
(297.500 € / 100 m² = 2.975 €/m²). Die Förderhöchstgrenze beträgt 2.000 €/m² 
Wohnfläche gem. § 7b Abs. 3 Nr. 1 EStG, also bei 100 m² 200.000 €. Der 
Sonderabschreibungssatz beträgt 5 % pro Jahr gem. § 7b Abs. 1 Satz 1 EStG. Eine 
zeitanteilige Kürzung erfolgt nicht. 

 

1 

Hinweis: 
(Rechtsstand 2026): Durch das Wachstumschancengesetz vom 27.03.2024 wurde § 7b 
EStG angepasst. Beide Bauantragszeiträume (31.08.2018 bis 01.01.2022 sowie 
31.12.2022 bis 01.10.2029) stehen in Abs. 2 Satz 1 Nr. 1; für den zweiten Zeitraum tritt 
nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 zusätzlich die Voraussetzung eines Effizienzhauses 40 mit 
Nachhaltigkeits-Klasse hinzu. Die Baukostenobergrenzen stehen in Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 
(3.000 €/m²) bzw. Nr. 2 (5.200 €/m²), die Förderhöchstgrenzen in Abs. 3 Nr. 1 
(2.000 €/m²) bzw. Nr. 2 (4.000 €/m²). 
 

 

Die Sonderabschreibung kann im Jahr der Fertigstellung und den folgenden drei 
Jahren neben der linearen AfA gem. § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b EStG in 
Anspruch genommen werden.  
 

 Handelsbilanz Steuerbilanz 

Herstellungskosten  297.500 €  297.500 € 

./. AfA (2 %× 2/12 x 297.500 €)  ./.         992 €  ./.      992 € 

./. Sonder-AfA § 7b EStG (5 % von 
200.000 €) 

–  ./. 10.000 € 

Wertansatz 31.12.2022  296.508 €  286.508 € 
 

1 

Korrekturbuchungssatz: 
„Alle Bereiche“ 

Gebäude Wohnung  47.500 € an Vorsteuer  47.500 € 
 

1 

Nur Handelsrecht 

Gebäude Wohnung  12.758 € an Abschreibung  12.758 € 
 

1 

Nur Steuerrecht 

Gebäude Wohnung  2.758 € an Abschreibung  2.758 € 
 

1 

 
2.  Aktien der Z-AG 
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Die Aktien sind gem. § 246 Abs. 1 Satz 1 HGB, § 5 Abs. 1 Satz 1, 1. Hs. EStG als nicht 
abnutzbare Vermögensgegenstände bzw. Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens gem. 
§ 247 Abs. 2 HGB (R 6.1 Abs. 1 EStR) anzusetzen. 
Die Bewertung erfolgt gem. § 253 Abs. 1 Satz 1 HGB mit den Anschaffungskosten gem. 
§ 255 Abs. 1 HGB und in der Steuerbilanz gem. §§ 5 Abs. 1 Satz 1, 1. Hs., 6 Abs. 1 Nr. 2 
Satz 1 EStG mit den Anschaffungskosten. Die Nebenkosten sind 
Anschaffungsnebenkosten gem. § 255 Abs. 1 Satz 2 HGB (H 6.2 „Anschaffungskosten“ 
EStH); die Anschaffungskosten betragen insgesamt 20.200 € (je Aktie 101 €). 

 

1 

Korrekturbuchungssatz: 
„Alle Bereiche“ 

Wertpapiere 200 € an s. b. Aufwand 200 € 
 

1 

Bezugsrechte  
Durch den Beschluss zur Kapitalerhöhung gegen Einlagen entsteht in jeder Altaktie das 
Bezugsrecht als eigener Vermögensgegenstand. Es kommt zur sogenannten 
Buchwertabspaltung, d. h. von jeder Altaktie wird ein Bezugsrecht als eigenständiges 
Wirtschaftsgut abgespalten. 
Der Buchwert des Bezugsrechts wird wie folgt berechnet: 
 
Buchwert Bezugsrecht  = Kurswert Bezugsrecht 
Buchwert Altaktie  
(vor Kapitalerhöhung)  

Kurswert Altaktie  
(vor Kapitalerhöhung) 

 
Daraus ergibt sich: 

Buchwert Bezugsrecht = Kurswert Bezugsrecht 5 € x Buchwert Altaktie 101 € 

Kurswert Altaktie 110 € 

= 4,59 € 

1 

Ermittlung des Veräußerungsgewinns bei der Veräußerung von 200 Bezugsrechten: 

Veräußerungserlös  1.000 € 

./. Buchwert für 200 Bezugsrechte  918 € 

Veräußerungsgewinn:  82 € 
 

1 

 
Der Veräußerungsgewinn der 200 Bezugsrechte zählt nach §§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, 
Abs. 8 i. V. m. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb und 
ist nach § 3 Nr. 40 Buchst. a i.V.m. § 3c Abs. 2 EStG zu 40 % steuerfrei. Das 
Teileinkünfteverfahren gilt auch für die Veräußerung der Bezugsrechte, da diese der 
Altaktie entstammen. 

 

1 

In der Handelsbilanz ist eine Rücklagenbildung ausgeschlossen.  
Die Bildung einer steuerfreien Rücklage gem. § 6b Abs. 10 EStG ist nicht zulässig, da 
die Z-Aktien noch nicht mehr als sechs Jahre ununterbrochen zum Anlagevermögen 
einer inländischen Betriebsstätte gehören § 6b Abs. 10 Satz 4 EStG i. V. m. § 6 b Abs. 4 
Satz 1 Nr. 2 EStG. Bei der Fristberechnung wird auf den Anschaffungszeitpunkt der 
Altaktien abgestellt (R 6b.3 Abs. 6 Satz 2 EStR). 

 

1 

Wertminderung der Aktien am Bilanzstichtag  
Ermittlung des Buchwerts der Altaktien nach Buchwertabspaltung: 

Buchwert einer Altaktie vor der Kapitalerhöhung (20.200 € : 200) 101 € 

./. Buchwert Bezugsrecht  4,59 € 

Buchwert einer Altaktie nach Buchwertabspaltung  96,41 € 

 
Buchwert aller Altaktien: 19.282 €                                                                                         
 

1 
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In der Handelsbilanz ist bei einer voraussichtlich dauerhaften Wertminderung der 
niedrigere beizulegende Wert am Bilanzstichtag anzusetzen gem. § 253 Abs. 3 Satz 5 
HGB. 
 
 
In der Steuerbilanz besteht bei voraussichtlich dauernder Wertminderung ein Wahlrecht, 
den niedrigeren Teilwert anzusetzen gem. § 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 EStG. Das Wahlrecht 
kann gem. § 5 Abs. 1 Satz 1, 2. Hs. EStG unabhängig vom handelsrechtlichen 
Wertansatz ausgeübt werden. 

 
Der maßgebende Wert am Bilanzstichtag setzt sich aus dem Börsenkurs und den 
anteiligen Anschaffungsnebenkosten zusammen. Die Nebenkosten werden im 
Verhältnis Börsenkurs bei Erwerb (200 × 100 € = 20.000 €) zum Börsenkurs am 
Bilanzstichtag (200 × 60 € = 12.000 €) berücksichtigt: 
Maßgebender Wert = 12.000 € + 12.000 € × 200 € / 20.000 € = 12.120 €. 
 

In der Handels- und Steuerbilanz liegt am 31.12.2022 eine voraussichtlich dauernde 
Wertminderung im Sinne des BMF-Schreibens vom 02.09.2016, Rz. 17 bei den Z- Aktien 
vor, weil der Wert am Bilanzstichtag unter denjenigen im Zeitpunkt des Aktienerwerbs 
gesunken ist und der Kursverlust die Bagatellgrenze von 5 % der Notierung bei Erwerb 
überschreitet. Bei den bis zum Tag der Bilanzaufstellung eintretenden Kursänderungen 
handelt es sich um wertbegründende Umstände, die die Bewertung der Aktien zum 
Bilanzstichtag grundsätzlich nicht berühren (BMF Schreiben vom 02.09.2016, Rz. 19). 

1 

 
Hinweis: 
Im Sachverhalt war angegeben, dass die steuerrechtlichen Regelungen für eine 
voraussichtlich dauerhafte Wertminderung auch für die Handelsbilanz angewendet 
werden sollen. Daher wurde entsprechend der Vorgabe gelöst. Nach dem IDW liegt eine 
dauernde Wertminderung bei Finanzanlagen handelsrechtlich vor, wenn: 

• der Buchwert in den letzten sechs Monaten vor dem Bilanzstichtag permanent 
um mehr als 20 % unterschritten wurde oder 

• der Durchschnittswert der täglichen Börsen- oder Marktpreise der letzten 
12 Monate den Buchwert um mehr als 10 % unterschritten hat. 

Wird bis zum Aufstellungszeitpunkt der Buchwert wieder erreicht oder überschritten liegt 
dagegen regelmäßig keine dauerhafte Wertminderung vor (IDW-FN 2003, 667). 
 

 

In der Handelsbilanz ist eine außerplanmäßige Abschreibung vorzunehmen. Da K einen 
niedrigen Gewinn in der Steuerbilanz wünscht, nimmt er die Teilwertabschreibung in 
Höhe von 7.162 € auf den niedrigeren Wert am 31.12.2022 in Höhe von 12.120 € vor.   

 

1 

Außerbilanziell ist eine Hinzurechnung gem. § 3 c Abs. 2 EStG in Höhe von 2.865 €, 
also 40 % vorzunehmen. 
 

1 

Korrekturbuchungssatz: 
„Alle Bereiche“ 

Außerplanmäßige 
Abschreibung 

 7.162 € an Wertpapiere 8.080 € 

s. b. Ertrag  918 €    
 

1 

 
3.  Kundenforderungen 

 

 

Forderungen sind gem. § 246 Abs. 1 Satz 1 HGB, § 5 Abs. 1 Satz 1, 1. Hs. EStG als 
Vermögensgegenstände bzw. Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens gem. § 247 
Abs. 2 HGB im Umkehrschluss anzusetzen. Die Bewertung erfolgt in der Handelsbilanz 

1 
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gem. § 253 Abs. 1 Satz 1 HGB mit dem Nennwert gem. § 255 Abs. 1 HGB. In der 
Steuerbilanz erfolgt die Bewertung gem. §§ 5 Abs. 1 Satz 1, 1. Hs., 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 
EStG mit dem Nennwert. Ist der beizulegende Wert am Bilanzstichtag niedriger ist eine 
außerplanmäßige Abschreibungen gem. § 253 Abs. 4 HGB vorzunehmen (strenges 
Niederstwertprinzip). Bei voraussichtlich dauerhafter Wertminderung besteht in der 
Steuerbilanz ein Wahlrecht den niedrigeren Teilwert gem. § 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 EStG 
anzusetzen. Das Wahlrecht kann gem. § 5 Abs. 1 Satz 1, 2. Hs. EStG unabhängig vom 
handelsrechtlichen Wertansatz ausgeübt werden. 

 
Forderung gegen „My Tattoo“:  
Die Forderung ist am 31.12.2022 uneinbringlich. Bei der Beurteilung sind alle 
Erkenntnisse bis zur Bilanzerstellung zu verwerten (§ 252 Abs. 1 Nr. 4, 1. Hs. HGB). Die 
Forderung ist in voller Höhe abzuschreiben und zum Bilanzstichtag mit 0 € zu bewerten. 

 
Bei Uneinbringlichkeit ist die Umsatzsteuer gem. § 17 Abs. 2 Nr. 1 UStG zu berichtigen 
(A 17.1 Abs. 5 UStAE). 
 

1 

Buchungssatz: 
Alle Bereiche 

Abschreibung auf 
Forderungen 

 2.000 € an Forderungen 2.380 € 

USt  380 €    
 

1 

 
Forderung gegen Kosmetikstudio Beautyqueen:  
Die Forderung ist zweifelhaft. Die Wertminderung ist in Form einer 
Einzelwertberichtigung zu berücksichtigen, da aus Sicht des Bilanzstichtags mit einem 
Forderungsausfall in Höhe von 20 % zu rechnen ist. Eine Korrektur der Umsatzsteuer 
darf nicht vorgenommen werden § 17 Abs. 2 Nr. 1 UStG (A 17.1 Abs. 5 UStAE). 
Einzelwertberichtigung: 20 % vom Nettobetrag 5.000 € = 1.000 €. 

 

2 

Pauschalwertberichtigung: 
Zur Berücksichtigung allgemein wertmindernder Faktoren lässt die Finanzverwaltung 
ohne Nachweis eine pauschale Wertberichtigung von 1 % des Nettobetrages der nicht 
einzelwertberichtigten Forderungen zu (Beck'scher Bilanz-Kommentar, 14. Auflage 
2024, Rz. 585 zu § 253 HGB). Die Pauschalwertberichtigung ist vom Nettobetrag 
vorzunehmen gem. A 17.1 Abs. 5 UStAE). 
 

Forderungen  59.500 € 

./. Forderung Tattoo-Studio ./.   2.380 € 

./. Forderung Kosmetikstudio ./.   5.950 € 

 51.170 € 

Bemessungsgrundlage Pauschalwertberichtigung 
(netto) 

43.000 € 

Davon 1 % von 43.000 € 430 € 
 

2 

Wertansätze zum 31.12.2022: 

Forderung Wertberichtigung 

Tattoo-Studio  Ansatz 0 €; USt-Berichtigung 

Kosmetikstudio  EWB 20 % × 5.000 € = 1.000 € 

Normale Forderungen PWB 1 % × 43.000 € = 430 € 

Summe 1.430 € 

Wertansatz Forderungen 31.12.2022 57.120 € 
 

1 

 
Korrekturbuchungssatz: 
„Alle Bereiche“ 

1 
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Delkredere 355 € an Abschreibung auf 

Forderungen 
355 € 

 

 
 
4.  Pkw BMW iX3 E-SUV 
 

 

Der BMW iX3 ist gem. § 246 Abs. 1 Satz 2, 1. Hs. HGB, § 39 Abs. 1 AO mit Übergang 
des unmittelbaren Besitzes gem. § 929 BGB zivilrechtliches Eigentums des K geworden 
und am 14.02.2022 zuzurechnen. Der Ansatz erfolgt gem. § 246 Abs. 1 Satz 1 HGB, § 5 
Abs. 1 Satz 1, 1. Hs. EStG als beweglicher abnutzbarer Vermögensgegenstand bzw. 
Wirtschaftsgut des Anlagevermögens gem. § 247 Abs. 2 HGB. (R 4.2 Abs. 1 Satz 4 
EStR). 
 

1 

Die Bewertung erfolgt gem. § 253 Abs. 1 Satz 1 HGB mit den Anschaffungskosten gem. 
§ 255 Abs. 1 HGB, abzüglich planmäßiger linearer Abschreibung gem. § 253 Abs. 3 
Sätze 1 und 2 HGB und in der Steuerbilanz gem. §§ 5 Abs. 1 Satz 1, 1. Hs., 6 Abs. 1 
Nr. 1 Satz 1 EStG mit den Anschaffungskosten abzüglich zeitanteiliger linearer AfA gem. 
§ 7 Abs. 1 Satz 1 und 2 EStG, § 7 Abs. 1 Satz 4 EStG. 
Die abzugsfähige Vorsteuer gehört gem. § 9b Abs. 1 EStG nicht zu den 
Anschaffungskosten, da K zum Vorsteuerabzug berechtigt ist (§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
UStG). 
 

2 

K hat seinen gebrauchten PKW in Zahlung gegeben. Es liegt ein wechselseitiges 
Anschaffungs- und Veräußerungsgeschäft gem. § 6 Abs. 6 Satz 1 EStG vor (Tausch mit 
Baraufgabe). Umsatzsteuerlich gilt § 3 Abs. 12 Satz 1 UStG. Es liegen sowohl bei K als 
auch bei der BMW-Hauptniederlassung jeweils ein Anschaffungs- und ein 
Veräußerungsgeschäft vor. 

 
Wird ein Wirtschaftsgut im Wege des Tausches übertragen, bemessen sich die 
Anschaffungskosten nach dem gemeinen Wert gem. § 9 BewG des 
hingegebenen Wirtschaftsguts gem. § 6 Abs. 6 Satz 1 EStG. 
 

1 

 
Anschaffungskosten BMW iX3: 
Gemeiner Wert des hingegebenen Z4  4.760 € 
+ Zuzahlung  60.690 € 
= eigener Gesamtaufwand brutto  65.450 € 
./. abzugsfähige Vorsteuer (§ 9b Abs. 1 EStG)  ./.   10.450 € 
= Anschaffungskosten  55.000 € 

 

1 

 
Veräußerungsgewinn Z4 Roadster: 
Gemeiner Wert des hingegebenen PKW ohne USt  4.000 € 

./. Buchwert zum Zeitpunkt des Ausscheidens  ./.    1.500 € 

= Veräußerungsgewinn  2.500 € 
 

1 

 
Umsatzsteuer aus dem Verkauf des Z4: 
Bemessungsgrundlage ist gem. § 10 Abs. 2 Satz 2 UStG der subjektive Wert der 
Gegenleistung, jedoch ohne die darin enthaltene Umsatzsteuer gem. § 10 Abs. 2 Satz 3 
UStG. Da ein Geldbetrag zugezahlt wird, ist der subjektive Wert um die Baraufgabe zu 
mindern (A 10.5 Abs. 4 Satz 2 bis 4 UStAE). 

Gemeiner Wert des erhaltenen PKW  65.450 € 

./. Zuzahlung  ./.    60.690 € 

= Bruttoentgelt  4.760 € 

1 



Lösungsvorschlag zur Steuerberaterprüfung 2023 (Rechtsstand 2026) Beispielklausur 
Bundessteuerberaterkammer KdöR  Seite 8 von 21 

 

enthaltene USt (19/119)  760 € 

= Entgelt netto § 10 Abs. 2 Satz 2 UStG  4.000 € 
 

 
 
Fortentwicklung des Bilanzansatzes: 
Der PKW ist um die zeitanteilige lineare AfA gem. § 7 Abs. 1 Satz 1 und 2 EStG, § 7 
Abs. 1 Satz 4 EStG zu mindern. Da der PKW am 14.02.2022 geliefert wurde, sind 11/12 
anzusetzen; ND 6 Jahre. 

 
Anschaffungskosten  55.000 € 

./. Lineare AfA (x 1/6 X 11/12)  ./.    8.403 € 

Wertansatz 31.12.2022  46.597 € 
 

1 

 
Die vorgenommene Sonder-AfA gem. § 7g Abs. 5 EStG war nicht zulässig, da die 
Voraussetzungen des § 7g EStG lt. Aufgabenstellung nicht vorliegen. 
 

1 

Korrekturbuchungssatz beim Erwerb: 
 

Alle Bereiche 
PKW (neu) 4.760 € an PKW (alt)  1.500 € 

   Umsatzsteuer  760 € 

   so. b. Ertrag  2.500 € 

 
Abschreibung: 

AfA 8.403 € an PKW (neu)  8.403 € 
 

2 

 
Korrekturbuchungssatz: 
 

Nur Steuerrecht 
PKW (neu) 11.000 € an Sonderabschreibung 11.000 € 

     
 

1 

 
 
Teil II: Rauch GmbH – Rauch GmbH & Co. KG 
 

 

1.  Gründung GmbH & Co. KG 
 

 

Die Rauch GmbH ist gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1 KStG unbeschränkt steuerpflichtig, weil sie 
Sitz und Geschäftsleitung im Inland hat. Die Körperschaftsteuer bemisst sich gem. § 8 
Abs. 1 KStG nach dem zu versteuernden Einkommen, das sich nach den Vorschriften 
des EStG und des KStG ermittelt. Gem. § 8 Abs. 2 KStG sind alle Einkünfte als Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb zu behandeln. R hat seine Einlageverpflichtung gem. § 709 BGB 
mit der Überweisung von 300.000 € erfüllt. Die Behandlung in der Eröffnungsbilanz der 
KG ist korrekt. 
 
Bei der Beteiligung des R an der GmbH handelt es sich nicht um notwendiges 
Sonderbetriebsvermögen II, da die GmbH einen eigenen Gewerbebetrieb unterhält H 
4.2 “Beteiligung“ EStH. Mit Aktivierung in der Sonderbilanz zum 01.07.2022 hat er den 
Widmungsakt (H 4.2 Abs. 1 „Gewillkürtes Betriebsvermögen“ 3. Spiegelstrich EStH) 
vollzogen und die Anteile werden zu gewillkürten Sonderbetriebsvermögen II. Die Anteile 
sind objektiv geeignet und subjektiv dazu bestimmt die Beteiligung an der KG zu fördern 
(R 4.2 Abs. 2 Satz 3 EStR).  

1 
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Die Einlage erfolgt gem. § 4 Abs. 1 Satz 8, 1. Hs. EstG. Die Bewertung erfolgt gem. § 6 
Abs. 1 Nr. 5 Satz 1, 1. Hs. EStG grundsätzlich mit dem Teilwert, hier aber nach § 6 
Abs. 1 Nr. 5 Satz 1, 2. Hs. Buchst. b EStG höchstens mit den Anschaffungskosten von 
140.000 €. Die Eröffnungssonderbilanz zum 01.07.2022 ist korrekt. 

 

1 

Die Übertragung des Grundstücks I von der GmbH auf die KG gegen Gewährung von 
Gesellschaftsrechten ist ein tauschähnlicher Vorgang nach § 6 Abs. 6 Satz 1 EStG. 
Nach § 6 Abs. 6 Satz 4 EStG bleibt § 6 Abs. 5 Satz 3 Nr. 1 EStG unberührt. Soweit das 
Darlehen übernommen wird handelt es sich um einen entgeltlichen Teil und damit um 
eine Veräußerung. 

 
Soweit die Übertragung gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten erfolgt kommt es 
zum 01.07.2022 gem. § 8 Abs. 1 KStG i. V. m. § 6 Abs. 5 Satz 3 Nr. 1 EStG zur 
Buchwertfortführung. § 6 Abs. 5 Satz 5 EStG ist nicht anwendbar, da sich der 
Eigentumsanteil der GmbH am Grundstück I nicht erhöht, sondern gemindert hat. 

 

1 

Für das Gebäude I ist eine AfA von 6/12 von 12.000 € = 6.000 € anzusetzen (R 6b.1 
Abs. 2 EStR).  
 
Anteilige Buchwerte:  
Grund und Boden I 50.000 €,  
Gebäude I 137.000 €  (140.000 € ./. 3.000 €)  

 

1 

Soweit die Übertragung gegen sonstiges Entgelt erfolgt (50 %), liegt ein 
Veräußerungsvorgang vor und die stillen Reserven sind aufzudecken.  

 
Veräußerungsgewinn: 

 Grund und Boden       Gebäude 

Veräußerungspreis  75.000 €  225.000 € 

./. Buchwert der auf den 
entgeltlichen Teil entfällt ( 50 %) 

 ./.    50.000 €  ./.    137.000 € 

= Veräußerungsgewinn  25.000 €  88.000 € 
 

1 

 
Da die Voraussetzung von § 6b Abs. 4 EStG, insbesondere § 6b Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 
EStG 6 Jahre inländisches Anlagevermögen erfüllt sind, ist gem. § 8 Abs. 1 KStG i. V. m. 
§ 6b Abs. 3 Satz 1 EStG eine § 6 b Rücklage zu bilden, um einen möglichst niedrigen 
steuerlichen Gewinn in der Steuerbilanz zu erzielen. Es handelt sich gem. § 8 Abs. 1 
KStG i. V. m. § 5 Abs. 1 Satz 1, 2. Hs. EStG um ein Wahlrecht welches unabhängig vom 
Wertansatz in der Handelsbilanz ausgeübt werden kann. 

 
Für den Grund und Boden I kann eine Rücklage in Höhe von 25.000 € und für das 
Gebäude I in Höhe von 88.000 € gebildet werden. Eine Übertragung der Rücklage auf 
das von der KG angeschaffte Gebäude, soweit die GmbH an den Anschaffungskosten 
beteiligt ist, würde zu einer Minderung der AfA Bemessungsgrundlage führen und 
scheidet daher aus. Eine Übertragung auf den Grund und Boden ist ebenfalls möglich in 
Höhe von 50 % der Anschaffungskosten in der KG, welche auf die GmbH entfallen. 
(R 6b.2 Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 EStR). Der Veräußerungsgewinn in Höhe von 25.000 € kann 
auf die auf die GmbH entfallenden Anschaffungskosten in Höhe von 37.500 € in voller 
Höhe übertragen werden. Steuerlich hat die Übertragung die gleichen Auswirkungen wie 
die Bildung einer § 6 b Rücklage, daher sind beide Möglichkeiten nach der 
Aufgabenstellung korrekt. In der folgenden Lösung wird eine Rücklage gebildet. 
 

1 

Bewertung Grundstück I in der Steuer-Eröffnungsbilanz der KG: 1 
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Grund und Boden I:  
125.000 € Anteiliger Buchwert (50 %) 
./. 50.000 € Anteiliger Teilwert (50 %) 
75.000 € 
Gebäude I:  
362.000 € Anteiliger Buchwert (50 %) 
./. 137.000 € Anteiliger Teilwert (50 %) 
225.000 € 
 

Gesamthandsbilanz GmbH & Co. KG 01.07.2022 
Aktiva  Passiva  
Grund und Boden I  150.000 € Kapital I GmbH 300.000 € 

Gebäude I  450.000 € Kapital I Rauch 300.000 € 

Bank  300.000 € Darlehen 300.000 € 

Summe  900.000 € Summe 900.000 € 

 
Ergänzungsbilanz GmbH 01.07.2022 
Aktiva  Passiva  
Minderkapital  113.000 € Minderwert 

Grund und 
Boden I 

 25.000 € 

  Minderwert 
Gebäude I 

 88.000 € 

Summe  113.000 € Summe  113.000 € 
 

 
Eine Beteiligung an einer Personengesellschaft ist in der Steuerbilanz kein 
Wirtschaftsgut. Nach der Spiegelbildmethode setzt sich der Ansatz der Beteiligung 
zusammen als Spiegelbild des Kapitalkontos einschließlich Ergänzungs- und 
Sonderbilanzen. Der Übertragungsvorgang darf in der GmbH nicht gewinnmindernd 
gebucht werden. 

 

1 

Bilanzberichtigung in der Buchführung der GmbH: 
Beteiligung Rauch GmbH & Co. KG  +    187.000 € 

Rücklage § 6b EStG  +    113.000 € 

Jahresüberschuss  +      74.000 € 

 
Gewinnberichtigung (durch Änderung der Erfolgskonten): 
Sonstige betriebliche Aufwendungen  +      80.000 € 

AfA  ./.        6.000 € 

Summe  +      74.000 € 
 

1 

 
2.  AfA für das auf die KG übertragene Grundstück I 
 

 

Es sind zwei AfA Reihen zu bilden.  
Buchwertfortführung (50 %): 
Soweit die Übertragung zum Buchwert erfolgt, tritt die KG in die Rechtsstellung der 
GmbH ein und übernimmt die bisherige AfA von 3 % von 50 % der bisherigen 
Anschaffungskosten in Höhe von 400.000 €; ab 01.07.2022 zeitanteilig 6/12 = 3.000 €. 
Angeschaffter Teil: 
Soweit die Übertragung entgeltlich erfolgt, hat die KG Anschaffungskosten und eine 
neue AfA-Reihe. Die AfA beträgt 3 % von 225.000 € (= 50 % der Anschaffungskosten 
von 450.000 €) × 6/12 = 3.375 €. 
Insgesamt beträgt die AfA: 6.375 € 

1 
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In der Gesamthandsbilanz der KG ist eine AfA in Höhe von 450.000 € x 3 % x 6/12 = 
6.750 € vorzunehmen. 
 
In der Ergänzungsbilanz der GmbH eine Minderung der AfA um 375 € vorzunehmen um 
die AfA auf den Wert der Steuerbilanz zu korrigieren. 

 

1 

Bilanzberichtigung in der Steuerbilanz der KG: 
 Buchwert 

01.07.2022 
Buchwert 
31.12.2022 

Gewinnänderung 

Gebäude I  450.000 €  443.250 €  ./.   6.750 € 

 

Bilanzberichtigung in der Ergänzungsbilanz der GmbH: 
 Buchwert 

01.07.2022 
Buchwert 
31.12.2022 

Gewinnänderung 

Minderwert Gebäude I  88.000 €  87.625 €  +      375 € 

 

Gewinnberichtigung in der Steuerbilanz der KG: 
 Bisher Richtig Gewinnänderung 

AfA  ./. 12.000 €  ./.   6.750 €  +   5.250 € 
 

1 

 
3.  Vermietung Grundstück II von R an die KG 
 

 

Durch die Vermietung an die KG ist das Grundstück II notwendiges 
Sonderbetriebsvermögen I des R geworden (R 4.2 Abs. 2 Satz 2 EStR). Das Grundstück 
ist gem. § 4 Abs. 1 Satz 8, 1. Hs. EStG in das Sonderbetriebsvermögen einzulegen. 
Die Bewertung der Einlage erfolgt gem. § 6 Abs. 1 Nr. 5 Satz 1, 1. Hs. EStG mit den 
Teilwerten:  
 

Grund und Boden II  180.000 € 

Gebäude II  420.000 €  
Die AfA-Bemessungsgrundlage bestimmt sich gem. § 7 Abs. 1 Satz 5 EStG (420.000 € 
./. 48.000 € =) 372.000 €; AfA 3 % = 11.160 €, zeitanteilig 6/12 = 5.580 €. 

1 

 
Die Miete in Höhe von 18.000 € (6 × 3.000 €) ist eine Sonderbetriebseinnahme gem. 
§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1, 2. Hs. und eine Entnahme gem. § 4 Abs. 1 Satz 2 EStG. 
Als Sonderbetriebsausgabe § 4 Abs. 4 EStG ist nur die AfA zu berücksichtigen. 

 
Berichtigung der Sonderbilanz von R: 

Grund und Boden II  +  180.000 € 

Gebäude II  +  414.420 € 

Privateinlagen  +  600.000 € 

Privatentnahmen  +    18.000 € 

Gewinnberichtigung: 

Mieterträge  18.000 € 

./. AfA  ./.     5.580 € 

= Summe  12.420 € 
 

1 

 
4.  Geschäftsführervergütungen 
 

 

4.1 Laufende Vergütungen 
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Soweit R im Rahmen der Geschäftsführung für die GmbH tätig ist, liegen bei der GmbH 
Betriebsausgaben gem. § 8 Abs. 1 KStG i. V. m. § 4 Abs. 4 EStG und bei R Einnahmen 
aus nichtselbstständiger Arbeit gem. § 19 EStG vor in Höhe von 120.000 € (12 × 
10.000 €). 
Soweit R im Auftrag der GmbH die Geschäftsführung bei der KG erfüllt, sind die 
Vergütungen der KG an die GmbH (6 × 5.000 € = 30.000 €) bei der KG Betriebsausgaben 
gem. § 4 Abs. 4 EStG und bei der GmbH Sonderbetriebseinnahmen gem. § 15 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 Satz 1, 2. Hs. EStG., die in der einheitlichen und gesonderten 
Gewinnfeststellung der KG zu erfassen sind. Die Vergütungen der GmbH an R stellen 
bei dieser Sonderbetriebsausgaben gem. § 4 Abs. 4 EStG und bei R 
Sonderbetriebseinnahmen gem. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1, 2. Hs. EStG dar. 
Die Umsatzsteuer wurde korrekt behandelt. 
 

1 

4.2 Pensionszusage 
 

 

Die GmbH muss in Handels- und Steuerbilanz eine Pensionsrückstellung gem. § 249 
Abs. 1 Satz 1 HGB, § 5 Abs. 1 Satz 1, 1. Hs. bilden. Die besonderen steuerlichen 
Bilanzierungsvoraussetzungen des § 6a Abs. 1 EStG (Rechtsanspruch, Schriftform, kein 
schädlicher Widerrufsvorbehalt) sind im Sachverhalt ausdrücklich als erfüllt unterstellt. 
Soweit die Pensionszusage in unmittelbarem Zusammenhang mit der Beteiligung der 
GmbH an der KG steht, ist der Zuführungsbetrag Sonderbetriebsausgabe § 4 Abs. 4 
EStG der GmbH. 
 
Die Pensionsrückstellung ist in Höhe von 20.000 € (1/3 von 60.000 €) in der Sonderbilanz 
der GmbH zu erfassen. 

 

1 

Eine verdeckte Gewinnausschüttung gem. § 8 Abs. 3 Satz 2 KStG liegt nicht vor. Die 
Pensionszusage wurde vor Vollendung des 60. Lebensjahres erteilt; der Zeitraum bis 
zum Ruhestand beträgt mindestens zehn Jahre (R 8.7 Sätze 5 und 6 KStR: 
Ernsthaftigkeit, Erdienbarkeit, Angemessenheit): 
Die Probezeit von fünf Jahren bei neugegründeten Kapitalgesellschaften wurde 
eingehalten (BMF-Schreiben vom 14.12.2012, BStBl I 2012 S. 58) und die Zuführungen 
laufen bis zum 67. Lebensjahr des R. 
 

1 

Die Minderung des steuerlichen Gesamtgewinns der KG ist durch einen Ansatz des 
Anspruchs auf Sondervergütung in der Sonderbilanz des R auszugleichen. 
Für die Verpflichtung der KG auf Aufwendungsersatz der zukünftigen 
Pensionszahlungen ist eine Rückstellung gem. § 249 Abs. 1 Satz 1 HGB, § 5 Abs. 1 
Satz 1, 1. Hs. EStG zu bilden. Die Bewertung erfolgt in der Steuerbilanz gem. § 6a Abs. 3 
Satz 1 und 3 EStG mit dem mit 6 % abgezinsten Teilwert in Höhe von 20.000 € (1/3 von 
60.000 €)  
Die GmbH aktiviert in ihrer Sonderbilanz den Anspruch auf Aufwendungsersatz 
korrespondierend mit 20.000 €. Saldiert ergibt sich in der Sonderbilanz der GmbH eine 
Gewinnauswirkung von 0 €. 
 

1 

4.3 Gewinnberichtigung  
 

 

Bei der GmbH  
Laufende Geschäftsführervergütungen  ./.  120.000 € 

Zuführungen zur Pensionsrückstellung  ./.    40.000 € 

Summe  ./.  160.000 € 

Bisher  ./.  180.000 € 

Gewinnberichtigung  +     20.000 € 

Bei der GmbH (Sonderbuchführung) 

1 



Lösungsvorschlag zur Steuerberaterprüfung 2023 (Rechtsstand 2026) Beispielklausur 
Bundessteuerberaterkammer KdöR  Seite 13 von 21 

 
Laufende Geschäftsführervergütungen  ./.    30.000 € 

Zuführungen zur Pensionsrückstellung  ./.    20.000 € 

Anspruch auf Aufwendungsersatz  +     50.000 € 

Summe  0 € 

Bisher  0 € 

Gewinnberichtigung  0 € 

In der Buchführung der KG 
Laufende Geschäftsführervergütungen  ./.     30.000 € 

Zuführungen zur Pensionsrückstellung  ./.     20.000 € 

Summe  ./.     50.000 € 

Bisher  ./.     30.000 € 

Gewinnberichtigung  ./.     20.000 € 

In der Sonderbuchführung von R 
Laufende Geschäftsführervergütungen  +      30.000 € 

Anspruch auf Pensionszusage  +      20.000 € 

Summe  +      50.000 € 

Bisher  0 € 

Gewinnberichtigung  +      50.000 € 
 

 
4.4 Bilanzberichtigung 
 

 

GmbH 
Pensionsrückstellung   ./.      20.000 € 

Umsatzsteuer   ./.           950 € 

Beteiligung KG  ./.           950 € 

In der Sonderbuchführung der GmbH 
Umsatzsteuer  +            950 € 

Pensionsrückstellung  +       20.000 € 

Sonstige Forderung an KG  +       20.000 € 

Verrechnungskonto KG (= Minderung Kapital)  ./.            950 € 

In der Buchführung der KG 
Pensionsrückstellung  +       20.000 € 

In der Sonderbuchführung von R 
Sonstige Forderung an GmbH  +       20.000 € 

Privatentnahmen  +       30.000 € 
 

1 

 
5.  Vorabgewinnausschüttung 
 

 

Die im August 2022 für das Wirtschaftsjahr 2021 beschlossene Gewinnausschüttung 
von 70.000 € wurde von der GmbH zutreffend gebucht. Sie unterliegt regulär dem 
Kapitalertragsteuerabzug nach § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG. 
Nach § 27 Abs. 1 Satz 3 KStG gilt für Leistungen einer Kapitalgesellschaft an ihre 
Gesellschafter die Verwendungsfiktion: Leistungen werden vorrangig aus dem 
ausschüttbaren Gewinn finanziert; nur soweit dieser nicht ausreicht, erfolgt die 
Verwendung aus dem steuerlichen Einlagekonto i. S. d. § 27 Abs. 1 Satz 1 KStG. Nach 
§ 27 Abs. 1 Satz 4 KStG darf das steuerliche Einlagekonto durch eine 
Gewinnausschüttung nicht negativ werden. 
Zum Zeitpunkt der Vorabausschüttung sind der ausschüttbare Gewinn und das 
steuerliche Einlagekonto (nach Verrechnung mit der laufenden Ausschüttung 2021) im 
Ergebnis ausgeschöpft. Da das stl. Einlagekonto nach § 27 Abs. 1 Satz 4 KStG nicht 
negativ werden darf, ist die Vorabausschüttung dem laufenden Gewinn 2022 zu 
entnehmen. 
 

1 
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Die Vorabausschüttung unterliegt dem Kapitalertragsteuerabzug gem. § 43 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 EStG i. V. m. § 44 Abs. 2 EStG. Der Steuersatz beträgt 25 % gem. § 43a 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG, zuzüglich 5,5 % Solidaritätszuschlag gem. §§ 1, 4 SolZG. 
Die Vorabausschüttung hätte gewinnneutral gebucht werden müssen (Ausschüttungen 
dürfen den steuerlichen Gewinn nicht mindern). Tatsächlich hat die GmbH 130.000 € als 
'Sonstige betriebliche Aufwendungen' gebucht. Daher sind 130.000 € außerhalb der 
Buchführung dem Einkommen hinzuzurechnen. 
 

Rückzahlung von 80.000 € durch R als verdeckte Einlage 
Die teilweise Rückzahlung von 80.000 € durch R im Dezember 2022 stellt eine verdeckte 
Einlage gem. § 8 Abs. 3 Satz 3 KStG dar. Voraussetzung ist nach R 8.9 Abs. 1 KStR, 
dass ein Gesellschafter seiner Kapitalgesellschaft außerhalb der 
gesellschaftsrechtlichen Einlagen einen einlagefähigen Vermögensvorteil zuwendet und 
diese Zuwendung durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst ist. 
 
Folgen bei der GmbH 

• Die verdeckte Einlage darf das Einkommen nicht erhöhen (§ 8 Abs. 3 Satz 3 
KStG); 80.000 € sind außerhalb der Buchführung vom Einkommen abzuziehen. 

• Das steuerliche Einlagekonto i. S. d. § 27 KStG erhöht sich um 80.000 € (§ 27 
Abs. 1 Satz 1 KStG). 
 

Saldo der außerbilanziellen Korrekturen bei der GmbH 
Hinzurechnung 130.000 € ./. Abzug verdeckte Einlage 80.000 € = + 50.000 € 
außerbilanzielle Korrektur (Erhöhung des zu versteuernden Einkommens). Eine 
Berichtigung der KapESt (40.000 €) und des SolZ (2.200 €) erfolgt laut Sachverhalt nicht; 
eine verdeckte Einlage ist keine Rückzahlung i. S. v. § 44b EStG. 
 

1 

Steuerliche Folgen bei R (Gesellschafter)  
Bei R liegen Einnahmen aus Kapitalvermögen gem. § 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 EStG in 
Höhe von 30.000 € (lfd. Ausschüttung 2021) + 130.000 € (Vorabausschüttung 2022) = 
160.000 € vor. 
Die Auszahlung in Höhe von 40.000 € aus dem steuerlichen Einlagekonto ist nach § 20 
Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 EStG keine Einnahme aus Kapitalvermögen; sie mindert die 
Anschaffungskosten der Beteiligung an der GmbH. 
Die Rückzahlung von 80.000 € erhöht die Anschaffungskosten der Beteiligung gem. § 6 
Abs. 6 Satz 2 EStG (vgl. H 8.9 'Behandlung beim Gesellschafter' KStH). 
Da die GmbH-Beteiligung des R gewillkürtes Sonderbetriebsvermögen bei der KG ist, 
sind die Gewinnausschüttungen nach § 20 Abs. 8 EStG als Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb zu qualifizieren und in der Sonderbuchführung des R als 
Sonderbetriebseinnahmen zu erfassen. 
Außerbilanziell ist gem. § 3 Nr. 40 Buchst. d EStG i. V. m. § 3c Abs. 2 EStG das zu 
versteuernde Einkommen um 40 % der Beteiligungserträge zu mindern: 40 % × 
160.000 € = 64.000 € steuerfrei (Teileinkünfteverfahren). 
 

1 

Bei der GmbH 
• Außerbilanzielle Hinzurechnung + 130.000 € (Vorabausschüttung) 
• Außerbilanzieller Abzug verdeckte Einlage ./. 80.000 € 
• Saldo: + 50.000 € außerbilanzielle Korrektur 

 

In der Sonderbuchführung des R — Bilanzberichtigung 

Beteiligung an der GmbH  +   40.000 € 

Privatentnahmen   + 200.000 € 

Privateinlagen (Rückzahlung 80.000 €)  +   80.000 € 

Gewinnberichtigung in der Sonderbuchführung des R 
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Erträge aus Beteiligungen  + 160.000 € 

./. außerbilanzielle Korrektur § 3 Nr. 40 Buchst. d EStG 
(40 %) 

 ./.  64.000 € 

Steuerpflichtiger Saldo  +  96.000 € 
 

 
6.  Gewinnverteilung KG 
 

 

Der Gewinn der KG (Steuerbilanz, ohne Sonder- und Ergänzungsbilanzen) von 95.250 € 
wurde nach Gesellschaftsvertrag im Verhältnis 80 : 20 auf GmbH und R verteilt – 
angemessen gemessen an der Vermögensbeteiligung wäre jedoch 65 : 35 zugunsten 
der GmbH. 
Die Abweichung ist nach Sachverhalt eindeutig durch das Gesellschaftsverhältnis 
veranlasst (R ist alleiniger Gesellschafter der GmbH und zugleich Mitunternehmer der 
KG). 
Eine verdeckte Einlage liegt nach R 8.9 Abs. 1 KStR vor, wenn ein Gesellschafter seiner 
Kapitalgesellschaft außerhalb gesellschaftsrechtlicher Einlagen einen einlagefähigen 
Vermögensvorteil zuwendet und diese Zuwendung durch das Gesellschaftsverhältnis 
veranlasst ist. 
Es liegt keine bloße Nutzungseinlage vor (Nutzungen sind nach BFH-Rspr. nicht 
einlagefähig). R hat der GmbH vielmehr einen zusätzlichen Anteil an der 
Vermögensmehrung der KG überlassen, der bilanzierungsfähig ist (er erhöht das 
Kapitalkonto der GmbH bei der KG). 
Die Gewinnverteilung ist so vorzunehmen, als hätten die Gesellschafter ihre 
angemessene Beteiligung von 65 : 35 erhalten und als hätte R den Differenzbetrag als 
verdeckte Einlage auf die GmbH übertragen. 
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Ermittlung der verdeckten Einlage: 
Die verdeckte Einlage betrifft ausschließlich den Gewinn der Steuerbilanz der KG ohne 
Sonder- und Ergänzungsbilanzen (95.250 € laut Tz. 7–12). 

 GmbH Rauch 

Vereinbarte Gewinnbeteiligung (80 : 20)  76.200 €  19.050 € 

Angemessene Gewinnbeteiligung (65 : 35)  61.913 €  33.337 € 

Differenz = verdeckte Einlage R in GmbH  +  14.287 €  ./.  14.287 € 

 
Die verdeckte Einlage des R beträgt 14.287 €. Der Gewinnanteil der GmbH ist um diesen 
Betrag zu mindern, der Gewinnanteil des R um denselben Betrag zu erhöhen. 
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Die Kapitalkonten der Gesellschafter ändern sich im Ergebnis nicht. 
Das Kapitalkonto des R wird zunächst um den höheren Gewinnanteil erhöht 
(+ 19.050 €), mindert sich aber im unmittelbaren Anschluss um die verdeckte Einlage in 
gleicher Höhe (14.287 €). Wirtschaftlich wird das Kapitalkonto so erhöht, als hätte R nur 
den angemessenen Gewinnanteil (33.337 €) erhalten und 14.287 € als Einlage in die 
GmbH übertragen. 
Das Kapitalkonto der GmbH wird zunächst nur um den niedrigeren angemessenen 
Gewinnanteil erhöht und steigt im unmittelbaren Anschluss um die verdeckte Einlage in 
gleicher Höhe. 
Eine Änderung des Bilanzpostens Jahresüberschuss in der Steuerbilanz der GmbH und 
des Gewinns in der Sonderbilanz des R ergibt sich nicht; lediglich die Gewinnverteilung 
wird im Ergebnis modifiziert. 

 

1 

Bei der GmbH (Empfänger der verdeckten Einlage) 1 
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• Die verdeckte Einlage darf das Einkommen nicht erhöhen (§ 8 Abs. 3 Satz 3 
KStG); außerbilanzielle Kürzung ./. 14.287 €. 

• Das steuerliche Einlagekonto gem. § 27 KStG erhöht sich um 14.287 €. 
Bei R (Einleger) 

• Die Anschaffungskosten der GmbH-Beteiligung erhöhen sich um 14.287 € gem. 
§ 6 Abs. 6 Satz 2 EStG (vgl. H 8.9 'Behandlung beim Gesellschafter' KStH). 

 
Berichtigung der Sonderbilanz von R 

Bilanzposten Betrag 

Beteiligung an der GmbH  +     14.287 € 

Privateinlagen  +     14.287 € 
 

 
Gewinnermittlung und Jahresabschluss 

 

Gewinn KG 
Gewinn lt. vorläufiger Steuerbilanz  110.000 € 

Änderung AfA   +      5.250 € 

Änderung Pensionsaufwendungen   ./.    20.000 € 

Endgültiger Gewinn KG  95.250 € 

Gewinn Ergänzungsbilanz GmbH 
Minder-AfA   +          375 € 

Gewinn Sonderbilanz GmbH 
Keine  0 € 

Gewinn Sonderbilanz R 
Vermietung Grundstück II   +     12.420 € 

Änderung Geschäftsführergehalt   +     30.000 € 

Änderung Pensionsertrag   +     20.000 € 

Änderung Vorabgewinnausschüttung   +   160.000 € 

Gewinn  222.420 € 

Davon steuerfrei nach § 3 Nr. 40 Buchst. d EStG  64.000 € 

Steuerlicher Gesamtgewinn KG 
Gewinn KG  95.250 € 

+ Gewinn Ergänzungsbilanz GmbH  +          375 € 

+ Gewinn Sonderbilanz R  +   222.420 € 

= Steuerlicher Gesamtgewinn KG  318.045 € 
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Verteilung steuerlicher Gesamtgewinn der KG 

 Summe GmbH Rauch 
Steuerlicher Gesamtgewinn KG  318.045 €   

./. Gewinn Sonderbilanz R  ./. 222.420 €   + 222.420 € 

./. Gewinn Ergänzungsbilanz 
GmbH 

 ./.        375 €  +       375 €  

= Verbleibender Gewinn KG  95.250 €  76.200 €  19.050 € 

Summe   76.575 €  241.470 € 

Korrektur verdeckte Einlage   ./.  14.287 €  +   14.287 € 

   62.288 €  255.757 € 

Davon steuerfrei    64.000 € 

Davon steuerpflichtig   62.288 €  191.757 € 
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Ermittlung Jahresüberschuss GmbH 

Jahresüberschuss lt. vorläufiger Steuerbilanz  20.000 € 

Änderung   +    74.000 € 

Änderung   +    20.000 € 

Beteiligungsertrag vor außerbilanzieller Korrektur  76.575 € 

1 
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Jahresüberschuss GmbH lt. Bilanz  190.575 € 

Außerbilanzielle Korrektur   +    50.000 € 

Außerbilanzielle Korrektur   ./.   14.287 € 

Zu versteuerndes Einkommen  226.288 € 
 

 
Steuerbilanz GmbH 31.12.2022 

Aktiva  Passiva  

Grund und Boden  150.000 € Gezeichnetes Kapital  100.000 € 

Gebäude  560.000 € Jahresüberschuss  190.575 € 

Betriebsausstattung  180.000 € Rücklage § 6b EStG  113.000 € 

Beteiligung KG  262.625 € Darlehen  680.000 € 

Übrige Aktivposten  410.000 € Übrige Passivposten  479.050 € 

Summe  1.562.625 € Summe  1.562.625 € 
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Steuerbilanz KG 31.12.2022 

Aktiva  Passiva  

Grund und Boden I  150.000 € Kapital I GmbH  300.000 € 

Gebäude I  443.250 € Kapital II GmbH  76.200 € 

Übrige Aktivposten  592.000 € Kapital I Rauch  300.000 € 

  Kapital II Rauch  19.050 € 

  Darlehen  300.000 € 

  Übrige Passivposten  190.000 € 

Summe  1.185.250 € Summe  1.185.250 € 

 
Ergänzungsbilanz GmbH 31.12.2022 

Aktiva  Passiva  

Minderkapital  112.625 € Minderwert Grund und 
Boden I 

 25.000 € 

  Minderwert Gebäude I  87.625 € 

Summe  112.625 € Summe  112.625 € 

 
Sonderbilanz GmbH 31.12.2022 

Aktiva  Passiva  

Sonstige Forderung  20.000 € Pensionsrückstellung  20.000 € 

Kapital  950 € USt  950 € 

Summe  20.950 € Summe  20.950 € 

 
Sonderbilanz Rauch 31.12.2022 

Aktiva  Passiva  

Grund und Boden II  180.000 € Kapital 01.07.  140.000 € 

Gebäude II  414.420 € + Einlagen  694.287 € 

Beteiligung  194.287 € ./. Entnahmen  248.000 € 

Sonstige Forderung  20.000 € + Gewinn  222.420 € 

  Kapital 31.12.  808.707 € 

Summe  808.707 € Summe  808.707 € 
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Ermittlung steuerliches Einlagekonto GmbH 31.12.2022 
Stand 31.12.2021  40.000 € 

Ausschüttung   ./.    40.000 € 

Verdeckte Einlage   +     80.000 € 

Verdeckte Einlage   +     14.287 € 

Stand 31.12.2022  94.287 € 
 

1 
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Teil III: ABC-OHG 
 

 

1.  Steuerliche Folgen durch den Tod des Gesellschafters Alt 
 

 

Der Tod eines Gesellschafters einer OHG führt nach dem seit 01.01.2024 geltenden 
Recht gem. § 130 Abs. 1 Nr. 1 HGB n.F. zum Ausscheiden des Gesellschafters; die 
OHG wird durch die verbleibenden Gesellschafter fortgeführt, sofern der 
Gesellschaftsvertrag keine abweichende Regelung enthält. 

 
Im vorliegenden Fall enthält der Gesellschaftsvertrag eine qualifizierte Nachfolgeklausel: 
Nur einer der Erben darf in die Gesellschafterstellung des Erblassers eintreten. 
Zivilrechtlich geht der Gesellschaftsanteil des Alt damit unmittelbar, in vollem Umfang 
und unverändert auf die durch den Erblasser bestimmte Tochter Lea Erbling über 
(Singularsukzession). 

 

1 

Nach BMF-Schreiben vom 14.03.2006 (BStBl I 2006 S. 253, Tz. 72) folgt die 
ertragsteuerliche Behandlung der zivilrechtlichen Rechtslage: nur der qualifizierte Erbe 
wird Mitunternehmer i. S. d. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG. Lea Erbling ist daher bereits 
seit dem 01.10.2022 (00:00 Uhr) Mitunternehmerin der OHG; ihre Erklärung vom 
03.01.2023 hat lediglich klarstellende, nicht rechtsbegründende Wirkung. 

 
Sie muss bei den Wirtschaftsgütern des Gesellschaftsvermögens der OHG gem. § 6 
Abs. 3 Satz 1 EStG zwingend die Buchwerte des Erblassers fortführen; die stillen 
Reserven im Firmenwert (900.000 €) werden nicht aufgedeckt. In der Steuerbilanz der 
OHG ist als einzige Änderung das Kapitalkonto in Höhe von 225.000 € von Alt auf Erbling 
umzubuchen. Eine Ergänzungsbilanz für Erbling ist nicht aufzustellen. 
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Tanja Freund wird durch den Erbfall nicht Mitunternehmerin der OHG. Die zwischen 
Erbling und Freund zu leistende Abfindung von (5/16 von 200.000 € =) 62.500 €, die auf 
den Wertausgleich für den OHG-Anteil entfällt, ist ein erbrechtlicher 
Wertausgleichsanspruch und gehört zur privaten Vermögensebene. Sie ist weder in der 
Steuerbilanz der OHG noch in der Sonderbilanz von Erbling zu passivieren; weder 
entstehen Erbling Anschaffungskosten auf den OHG-Anteil, noch erzielt Freund insoweit 
einen Veräußerungsgewinn. 

 

1 

Wirtschaftsgüter des Sonderbetriebsvermögens gehen zivilrechtlich nicht unmittelbar 
auf den qualifizierten Erben über, sondern fallen in den ungeteilten Nachlass. 
Ertragsteuerlich sind sie nach § 39 Abs. 2 Nr. 2 AO den Miterben anteilig nach der 
Erbquote zuzurechnen. 

 
Die auf die qualifizierte Erbin Erbling entfallende Hälfte (50 %) wird 
Sonderbetriebsvermögen der Erbling bei der OHG. Die Übertragung erfolgt gem. § 6 
Abs. 3 Satz 1 EStG zwingend zum anteiligen Buchwert von 50 % der Werte des 
Erblassers, also (100.000 € + 424.500 € =) 50.000 € + 212.250 €. 
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Da Freund nicht Mitunternehmerin geworden ist, kann ihre Grundstückshälfte nicht in 
deren Sonderbetriebsvermögen verbleiben. Die Hälfte ist gem. § 39 Abs. 2 Nr. 2 AO 
zwingend zu entnehmen; die Entnahme ist gem. § 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG mit dem Teilwert 
zu bewerten. 

 
Der Entnahmegewinn ist dem Erblasser Alt zuzurechnen, weil die Entnahme logisch in 
der juristischen Sekunde vor seinem Tod erfolgt – die nicht qualifizierte Miterbin ist zu 
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keinem Zeitpunkt Mitunternehmerin geworden (BMF-Schreiben vom 14.03.2006, Tz. 73 
und 74). 

 

2.  Einkünfte des Gesellschafters Alt 
 

 

Die laufenden Einkünfte sind dem Erblasser bis zum Todestag (30.09.2022, 24:00 Uhr) 
zuzurechnen. Eine Zwischenbilanz ist nicht aufzustellen; das Wirtschaftsjahr endet am 
31.12. Der OHG-Gewinn von 300.000 € ist im Schätzungsweg auf den Zeitraum 01.01.-
30.09.2022 (9 Monate) und 01.10.-31.12.2022 (3 Monate) aufzuteilen. 
Berechnung: Gewinnanteil Alt bis 30.09.2022 = 1/3 × 300.000 € × 9/12 = 75.000 €. 
Sonderbetriebsergebnis bis zum Todestag 
Dem Erblasser sind 9/12 von 24.000 € = 18.000 € zuzurechnen. 
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Entnahmegewinn der hälftigen Grundstücksübertragung 
Wie oben dargestellt, ist die auf Tanja Freund entfallende Hälfte des 
Sonderbetriebsgrundstücks unmittelbar vor dem Tod des Alt zwangsweise zu 
entnehmen. 

 
AfA bis zum Entnahmezeitpunkt: 3 % von 600.000 € × 9/12 = 13.500 €. Der Buchwert 
des Gebäudes zum 30.09.2022: 438.000 € ./. 13.500 € = 424.500 €. 

 

Teilwert hälftiges Grundstück (50 % von 1.100.000 €)  550.000 € 

./. Anteiliger Buchwert Grund und Boden (50 %)  ./.     50.000 € 

./. Anteiliger Buchwert Gebäude (50 %)  ./.    212.250 € 

= Entnahmegewinn (Alt zuzurechnen)  287.750 € 
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Steuerliche Behandlung des Entnahmegewinns 
Der Entnahmegewinn ist nicht tarifbegünstigt: 

 

• § 16 Abs. 4 EStG scheidet aus: nicht alle stillen Reserven der wesentlichen 
Betriebsgrundlagen werden aufgedeckt (stille Reserven im OHG-Anteil bleiben 
gem. § 6 Abs. 3 EStG zurückgeführt). 

• § 34 EStG nicht anwendbar (kein begünstigter Veräußerungs-/Aufgabegewinn). 
• Bildung einer Reinvestitionsrücklage nach § 6b EStG scheidet aus: es handelt sich 

um eine Entnahme und nicht um eine Veräußerung. 
 

Der Entnahmegewinn unterliegt nicht der Gewerbesteuer, da er auf der Ebene des 
Mitunternehmers außerhalb des Gewerbebetriebs realisiert wird. 
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3.  Ermittlung steuerlicher Gesamtgewinn OHG 
 

 

Rückbeziehung der laufenden Einkünfte auf den Todeszeitpunkt 
Nach BMF-Schreiben vom 14.03.2006, Tz. 8, ist es ertragsteuerlich anerkannt, dass die 
Miterben die Zurechnung der laufenden Einkünfte auf den Zeitpunkt des Erbfalls 
rückbeziehen, wenn die Erbauseinandersetzung innerhalb von sechs Monaten nach 
dem Erbfall erfolgt. 

 
Erbfall: 30.09.2022; Erbauseinandersetzung: 02.01.2023 – Sechsmonatsfrist 
eingehalten, Antrag der Erben gestellt. Die laufenden Einkünfte der OHG sind daher ab 
dem Todestag (01.10.2022) ausschließlich der qualifizierten Erbin Erbling zuzurechnen. 
Freund erzielt insoweit keine Einkünfte aus Gewerbebetrieb. 

1 
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Behandlung der Erbauseinandersetzung beim Sonderbetriebsvermögen 
Erbling übernimmt das Sonderbetriebsgrundstück H im Ganzen. Für die zuvor 
(unmittelbar vor dem Tod des Erblassers) entnommene Hälfte (entfallend auf Freund) 
ist zu differenzieren: 

 
• Entgeltlicher Teil (Ausgleichszahlung): Soweit Erbling an Freund einen Ausgleich 

zahlt, liegen Anschaffungskosten vor. 

• Unentgeltlicher Teil (Einlage): Soweit kein Ausgleich gezahlt wird, legt Erbling die 
Grundstückshälfte in ihr Sonderbetriebsvermögen ein. Bewertung gem. § 6 Abs. 1 
Nr. 5 Satz 3 EStG mit dem Entnahmewert (Teilwert). 

•  

1 

Aufteilung der Ausgleichszahlung 
Erbling übernimmt Vermögen im Teilwert von insgesamt 1.600.000 €: 
Gesellschaftsanteil 500.000 € (5/16) und Grundstück Sonder-BV 1.100.000 € (11/16). 
Die Ausgleichszahlung von 200.000 € ist im Verhältnis aufzuteilen: 

• Auf den Gesellschaftsanteil: 5/16 × 200.000 € = 62.500 € (Privatsphäre, kein 
steuerlicher Effekt — siehe Tz. 1.3). 

• Auf das Sonderbetriebsgrundstück: 11/16 × 200.000 € = 137.500 € (anteilige 
Anschaffungskosten). 

Anteilig auf die entnommene Hälfte (Teilwert 550.000 €) entfallen: 
• Entgeltlich erworben: 137.500 € (= 25 % der hälftigen Übernahme). 
• Unentgeltlich eingelegt: 550.000 € ./. 137.500 € = 412.500 € (= 75 % der hälftigen 

Übernahme), Bewertung gem. § 6 Abs. 1 Nr. 5 Satz 3 EStG. 
Aufteilung auf Grund und Boden und Gebäude nach Verhältnis der Teilwerte (20 : 80): 

 

 Grund und Boden (20 %) Gebäude (80 %) 

Anschaffungskosten (137.500 €) 27.500 € 110.000 € 

Einlage zum Entnahmewert 
(412.500 €) 

82.500 € 330.000 € 
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Neuberechnung der AfA für das Sonderbetriebsgebäude ab 01.10.2022 
Hälfte unentgeltlich übernommen (50 %, Buchwertfortführung): Bemessungsgrundlage 
unverändert 300.000 € (§ 6 Abs. 3 EStG i. V. m. § 11d EStDV). Jahres-AfA: 3 % × 
300.000 € = 9.000 €, davon 3/12 = 2.250 €. 
Hälfte aus Entnahme/Einlage und Erwerb (50 %): Anteiliger Gebäudewert: 80 % × 
1.100.000 € × 50 % = 440.000 € (davon 110.000 € entgeltlich erworben, 330.000 € 
eingelegt zum Entnahmewert). Jahres-AfA: 3 % × 440.000 € = 13.200 €, davon 3/12 = 
3.300 €. 
Gesamte AfA für 01.10.–31.12.2022: 2.250 € + 3.300 € = 5.550 €. 
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Sonderbetriebsergebnis Erbling für 01.10.–31.12.2022 

Mieterträge: 3 × 4.000 € + 12.000 € 

./. Laufende Grundstücksaufwendungen: 3 × 500 € ./. 1.500 € 

./. AfA Gebäude (siehe Tz. 3.4) ./. 5.550 € 

= Gewinn Sonderbilanz Erbling + 4.950 € 
 

1 
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Ermittlung und Verteilung des steuerlichen Gesamtgewinns der OHG 

 Summe Alt Erbling Busch/Christ 
je 

Gewinn OHG 
(Steuerbilanz) 

300.000 €  75.000 €  25.000 € je 100.000 € 

Sonderbilanz Alt (9/12 
× 24.000 €) 

 18.000 €  18.000 € – – 

Sonderbilanz Erbling  4.950 € –  4.950 € – 

Entnahmegewinn Alt 
(Sonder-BV) 

287.750 €  287.750 € – – 

Steuerlicher 
Gesamtgewinn OHG 

610.700 €  380.750 €  29.950 € je 100.000 € 

 
Der Tod des Gesellschafters Alt hat keine Auswirkungen auf die Gewinnanteile der 
übrigen Gesellschafter Busch und Christ; diese verbleiben unverändert bei je 100.000 €. 

 

1 

Sonderbilanz Erbling 31.12.2022 

Aktiva  Passiva  

Grund und Boden 160.000 € Kapital 01.10.2022  262.250 € 

Gebäude 646.700 € + Einlagen  + 414.000 € 

  ./. Entnahmen  ./.  12.000 € 

  + Gewinn  +     4.950 € 

  Kapital 31.12.2022  669.200 € 

  Sonstige 
Verbindlichkeiten 
(Ausgleichsschuld an 
Freund, betrieblicher 
Teil) 

 137.500 € 

Summe 806.700 € Summe  806.700 € 
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